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II. 

Die Beschwerde ist zulässig, so ist der nach § 58 Abs. 1 FamFG statthafte Rechtsbehelf. Sie 

wurde auch im Übrigen form- und fristgerecht eingelegt. 

Auch nach der erfolgten Zurückschiebung des Betroffenen kann das Beschwerdeziel mit der 

Feststellung, dass der angefochtene Beschluss den Betroffenen in seinen Rechten verletzt habe, 

weiterverfolgt werden (§ 62 FamFG). 

III. 

Die Beschwerde hat in Gestalt des Feststellungsantrages auch Erfolg und führte zu der Feststel­

lung, dass der Beschluss des Amtsgerichts Ingolstadt vom 21.04.2021 den Betroffenen in seinen 

Rechten verletzt hat. 

Entscheidungserheblich ist hierfür schon Felgendes: 

Nach § 420 Abs.1 FamFG hat das Gericht den Betroffenen vor der Anordnung der Freiheitsent­

ziehung persönlich anzuhören. 

Vorliegend hat das Amtsgericht den Betroffenen nicht unmittelbar persönlich, sondern im Wege 

einer Videokonferenz, angehört. Dieses Vergehen genügt den Anforderungen an eine persönliche 

Anhörung nach der Rechtsprechung des BGH nicht, vgl. BGH, Beschl. Vom 05.12.2023, XIII 28 

46/22. Der allgemeine Verweis auf gesundheitlicl1e Risiken gern. Protokoll vom 21.04.2021 ist 

demnach nicht ausreichend. Es hätte entsprechend den Anforderungen des BGH dargelegt wer­

den müssen, dass auch durch entsprechende Schutzmaßnahmen die Sicherheit der an der An­

hörung beteiligten Personen nicht gewährleistet gewesen wäre. Dies muss vorliegend erst recht 

gelten. Anders als bei dem vom BGH entschiedenen Fall war der Betroffene vorliegend lediglich 

Kontaktperson zu einer infizierten Person und deshalb in Quarantäne. Bei dem vom BGH ent­

schiedenen Fall war sogar der Betroffene selbst zum Zeitpunkt der Anhörung positiv auf Corona 

getestet gewesen. 

Nachdem der Betroffene bereits abgeschoben ist, kommt eine Heilung durch das Beschwerdege­

richt nicht in Betracht. 








